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Stellungnahme

a) Endlich konsequent den Lehrernachwuchs sichern – Landesregierung muss Sofortprogramm auflegen!

Antrag der Fraktion der SPD –Drs. 16/273
b) Mehr Lehrerinnen und Lehrer für Niedersachsen – Zugänge zur Lehramtsausbildung ausbauen und zukunftsfähig gestalten

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen – Drs. 16/418
c) Qualifizierten Lehrernachwuchs sichern – Zugangshürden abbauen und Attraktivität des Berufsfeldes steigern

Antrag der Fraktion DIE LINKE – Drs. 16/700
dazu: 
Änderungsvorschlag der Fraktionen von CDU und FDP vom 30. 10. 2008

Aktuelle Situation

Die Unterrichtsversorgung an den Förderschulen und die Versorgung mit Lehrkräften für die Arbeit als Sonderpädagogisches Förderzentrum nach §14,4 NSchG ist bereits aktuell von einem erheblichen Mangel an adäquat ausgebildeten Fachkräften gekennzeichnet. Die Anzahl geeigneter Bewerberinnen und Bewerber ist in allen Förderschwerpunkten nicht ausreichend und wird sich angesichts der bereitgestellten Ausbildungskapazitäten und des zu konstatierenden bundesweiten Bedarfs an Förderschullehrerinnen und –lehrern in den nächsten Jahrgängen kaum verbessern. 

Aktuell ist es in keinem der Standorte der Landesschulbehörde möglich, zum Ausgleich der Unterrichtsversorgung bereits bewilligte „Feuerwehrstellen“ mit ausgebildeten Fachkräften zu besetzen. Bereits im zurückliegenden Einstellungszeitraum konnten im Bereich der Sonderpädagogik 40 Stellen entsprechend der Ausschreibung besetzt werden. Es ist zu erwarten, dass bei den nächsten Einstellungsdurchgängen in weit höherem Umfang nicht alle Stellen mit den ausgeschriebenen Förderschwerpunkten besetzt werden können.

Die Kapazitäten an den niedersächsischen Hochschulstandorten Hannover und Oldenburg reichen nicht aus, um den Bedarf zu decken. In den Förderschwerpunkten Sehen und Hören wird in Niedersachsen nicht ausgebildet. Die Senatsverwaltungen der nahe gelegenen Studienstandorte Hamburg und Berlin werben inzwischen selbst mit attraktiven Rahmenbedingungen um entsprechend qualifizierte Bewerberinnen und Bewerber, so dass in Niedersachsen erhebliche Probleme bei der Besetzung von Stellen für dem Mobilen Dienst in diesen Förderschwerpunkten entstehen.

Konsequenzen der UN-Konvention in der ersten Phase der Lehrerbildung
Die aktuell durch die Un-Konvention zum Schutz der Rechte von Menschen mit Behinderung angeregte Diskussion um die Legitimation von Förderschulen führt in den Universitäten und Studienseminaren in Niedersachsen schon seit geraumer Zeit zu veränderten Ausbildungsinhalten. Der Wandel des Berufsbildes von einer institutionalisierten sonderpädagogischen Unterstützung in spezialisierten „Sonderschulen“ hin zur präventiven Arbeit und Unterstützung der Lehrkräfte an der allgemeinen Schule spiegelt im Wesentlichen die Forderungen des Erlasses sonderpädagogische Förderung wider, der von einer Vielfalt an Förderorten und Organisationsformen sonderpädagogischer Förderung ausgeht. Sonderpädagogischer Förderbedarf kann demnach grundsätzlich in einer allgemeinen Schule oder in einer Förderschule erfüllt werden. Die Ausbildung ist darauf weiterhin auszurichten. Der vds hat diese Notwendigkeit auch im Motto „Inklusion braucht Professionalität“ ausgedrückt, das gleichermaßen für seine diesjährige Bundeshauptversammlung und den Bildungskongress 2010 gilt.

Mit dem in Niedersachsen umgesetzten Modell des Sonderpädagogischen Förderzentrums nach §14,4 des NSchG und des gemeinsamen Unterrichts in der sonderpädagogischen Grundversorgung kommt der Diagnostik eine besondere Bedeutung zu. In Niedersachsen wird in vergleichsweise hohem Maße erfolgreich präventiv gearbeitet. Nur bei 4,5 % der Schülerinnen und Schülern wird ein sonderpädagogischer Förderbedarf festgestellt. Damit liegt Niedersachsen zusammen mit Rheinland-Pfalz (4,4 %) im Vergleich der Bundesländer vorn. Der höchste Wert bei festgestelltem sonderpädagogischen Förderbedarf liegt bei mehr als 10 % aller Schülerinnen und Schüler.

 Das Verfahren zur Feststellung sonderpädagogischen Förderbedarfs stellt in der Regel ein Etikettierungs-Ressourcen-Dilemma dar: Erst wenn der Status des Förderbedarfs festgestellt ist, werden die nötigen Ressourcen zur Förderung der Schülerin oder des Schüler behördlich bereitgestellt. Dies ist mit der Idee der Inklusion nicht vereinbar, die von vornherein auf das Recht der individuellen Förderung aller Schülerinnen und Schüler verweist, unabhängig vom Status oder Zuschreibung. Es ist dem vds bekannt, dass das Kultusministerium an einer Überarbeitung des Verfahrens arbeitet.

Die Ausbildung sollte den niedersächsischen Weg der Prävention weiterhin vorbereiten, begleiten und unterstützen.

Im Zusammenhang mit dem Ausbau der präventiven Maßnahmen und einer entsprechend profilierten Ausbildung ist  weiterhin auf das Problem der doppelten Benachteiligung hinzuweisen, welches sich darin äußert, dass das Risiko eines Kindes nichtdeutscher Herkunft, auf eine Förderschule mit dem Schwerpunkt Lernen überwiesen zu werden in Niedersachsen mehr als dreimal so hoch liegt wie das Risiko eines Kindes deutscher Herkunft. Hier kann von einer institutionellen Diskriminierung sozioökonomisch benachteiligter Kinder und Jugendlicher gesprochen werden. Es wäre auch in diesem Zusammenhang von großer Bedeutung Sonderpädagoginnen und Sonderpädagogen präventiv im Bereich der vorschulischen Bildung einzusetzen und entsprechend zu qualifizieren.
Ausbildung in der ersten Phase

Die Voraussetzung zum Eintritt in den niedersächsischen Schuldienst wird durch die jeweiligen Prüfungsverordnungen der ersten und zweiten Ausbildungsphase  geregelt. Durch den Abschluss „Master of Education“ weisen die Studierenden nach, dass die fachlichen Voraussetzungen für die Einstellung in den Vorbereitungsdienst für das jeweilige Lehramt erworben wurden. Die Studierenden setzen bereits während des modularisierten Bachelorstudiums Sonderpädagogik inhaltliche Schwerpunkte, die der veränderten Berufsrolle entsprechen: So gibt es die Möglichkeit, folgende Curricula zu belegen: Prävention in der frühkindlichen Bildung, Beratung, Psychomotorik, sowie vorschulische und schulische Sprachförderung. Diese Inhalte werden im konsekutiven Master of Education in den verschiedenen Fachrichtungen vertieft. Die Studienstruktur basiert auf der Überzeugung, dass die Komplexität und Vielschichtigkeit der sonderpädagogischen Inhalte (Prävention, Intervention, Rehablilitation, Diagnostik, Förderung, Therapie, kollegiale und institutionelle Beratung und Supervision in der inklusiven Bildung) nicht in einem Weiterbildungs- oder Aufbaustudium („Bielefelder Modell“) gewährleistet werden kann. Die Forderung des Verbandes Sonderpädagogik verweist in diesem Zusammenhang auf die Notwendigkeit der Professionalität im Umgang mit Heterogenität. 

Vernetzung der ersten, zweiten und dritten Phase

Die Phasen der sonderpädagogischen Lehrerbildung sind untereinander vernetzen; die Kooperation ist verbindlich. 
Der Master-Abschluss qualifiziert für den Vorbereitungsdienst. Deshalb sind Master-Studiengang und die entsprechenden Prüfungen so auszurichten, dass die Anforderungen jeweiligen Lehramtsprüfungsordnungen erfüllt werden. 
Die Kooperation der Ausbildungsphasen sollte verbindlich abgestimmt werden und folgende Mindeststandards erfüllen:
· Die curricularen Bausteine der sonderpädagogischen Fachrichtungen sind für die erste und zweite Phase gemeinsam zu entwickeln, verbindlich abzustimmen und regelmäßig zu evaluieren. Dies findet seinen Ausdruck in der Fortsetzung der Modularisierung in der zweiten Phase der Ausbildung. 

· Die Ausbildung ist in beiden sonderpädagogischen Fachrichtungen gleichwertig. Dabei ist sicherzustellen, dass auch feste Bestandteile im inklusiven und präventiven Kontext (in Krippen, Kindergärten und Frühförderung) und in den studierten Unterrichtsfächern fortgeführt werden. 

· Die fachwissenschaftliche, didaktische und methodische Qualifizierung ist auf der Grundlage der Standards der Lehrerbildung fortzusetzen. Auf Eingangsdiagnostik und lernprozessbegleitende Diagnostik ist besonderer Wert zu legen. Die Befähigung zur Gutachtenerstellung und zur Erstellung und Fortschreibung von individuellen Förderplänen ist unverzichtbarer Bestandteil der ersten und zweiten Ausbildungsphase.

· Die Lehrerbildung schließt mit dem Zweiten Staatsexamen ab, in dem nachgewiesen werden muss, dass die Standards der Lehrerbildung erreicht wurden. 
Die zentralen und grundlegenden Ziele sind fortschreitend zu konkretisieren und curricular auszuformulieren. Der Verband Sonderpädagogik hält es für unverzichtbar, dass eine an den konkreten Anforderungen des beruflichen orientierte Ausbildung von Lehrerinnen und Lehrern für Sonderpädagogik eine Spezialisierung erforderlich macht, die bereits in der Bachelorphase beginnt. 
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